
Satzung 
der 

Carl Friedrich von Siemens Stiftung 

Errichtet von der Siemens & Halske Aktiengesellschaft und der Siemens Schuckert-Werke 
Aktiengesellschaft aufgrund gemeinsamen Vorstandsbeschlusses vom 23. Oktober 1958, 

genehmigt durch Verfügung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 
27. November 1958. Aktenzeichen: Nr. II 95 930 

Name und Sitz 

§1 

Die Stiftung führt den Namen Carl Friedrich von Siemens Stiftung. Sie ist eine rechtsfähige 
Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in München. 

Zweck der Stiftung 

§2 

1. Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Sie bezweckt die Förderung der Wissenschaften und hierbei insbesondere 

a) die Förderung des wissenschaftlichen, technischen und künstlerischen Nach­
wuchses, vor allem durch Nutzung der Stiftungseinrichtungen; 

b) die Förderung der wissenschaftlichen Forschung (z.B. Botanik); 

c) die Pflege des Gedankenaustausches und des Kontaktes zwischen den an 
Hochschulen und Akademien, in Wirtschaft, Verwaltung und den freien 
Berufen tätigen Wissenschaftlern und Praktikern des In- und Auslandes durch 
Vortragsveranstaltungen. 

2. Aufgrund einer Zustiftung fördert die Stiftung darüber hinaus entsprechend dem 
in § 10 Abs. 3 gesetzten Rahmen auflagegemäß auch andere steuerbegünstigte 
Zwecke. 

3. Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 



Mittelverwendung 

§3 

Die Mittel der Stiftung dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Keine 
Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Stifter und ihre 
Rechtsnachfolger erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung. 

Stiftungsrat 

§4 

1. Der Stiftungsrat besteht mindestens aus folgenden ehrenamtlichen Mitgliedern: 

a) einem Nachkommen von Werner von Siemens, der möglichst den Namen von 
Siemens trägt, 

b) dem Vorsitzenden des Vorstandes der Siemens AG, seine Zustimmung 
vorausgesetzt, oder nach seiner Bestimmung einem anderen Mitglied des 
Vorstandes der Siemens AG, dessen Zustimmung vorausgesetzt, 

c) zwei anerkannten Vertretern der Wissenschaft, Technik, Kunst oder 
öffentlichen Verwaltung. 

2. Dem Stiftungsrat können weitere Mitglieder, insgesamt jedoch nicht mehr als neun 
Mitglieder angehören. 

3. Das Mitglied zu 1 a) wird vom Stiftungsrat gewählt. Vor der Berufung in den 
Stiftungsrat ist vom Vorsitzenden des Stiftungsrates das Benehmen mit den 
Geschäftsführern der von Siemens-Vermögensverwaltung Gesellschaft mbH, 
München, herzustellen. 

4. Die Mitglieder zu 1 c) sowie die im Falle einer Erweiterung des Stiftungsrates zu 
berufenden weiteren Mitglieder werden durch Beschluss der Mitglieder des 
Stiftungsrates kooptiert. 

5. Außer für das Mitglied zu 1 b) erfolgt die Berufung in den Stiftungsrat auf die Dauer 
dreier voller Geschäftsjahre der Stiftung; das Geschäftsjahr, in dem die Wahl 
erfolgt, wird nicht mitgerechnet. Die Mitglieder des Stiftungsrates bleiben auch 
nach Ablauf ihrer Amtszeit noch so lange im Amt, bis die neuen Mitglieder ihr Amt 
angenommen haben. 



§5 

1. Der Stiftungsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden. Er kann außerdem 
einen stellvertretenden Vorsitzenden wählen, der den Vorsitzenden in allen 
Angelegenheiten bei Verhinderung vertritt. 

2. Die Wahl des Vorsitzenden erfolgt für die Dauer seiner Amtszeit als Mitglied des 
Stiftungsrates, längstens jedoch für die Dauer dreier voller Geschäftsjahre der 
Stiftung; das Geschäftsjahr, in dem die Wahl erfolgt, wird nicht mitgerechnet. Der 
Vorsitzende bleibt auch nach Ablauf seiner Amtszeit noch so lange im Amt, bis ein 
neuer Vorsitzender gewählt ist. 

3. Scheidet der Vorsitzende im laufe seiner Amtszeit aus dem Amt aus, hat der 
Stiftungsrat unverzüglich eine Neuwahl für ihn vorzunehmen . 

§6 

1. Der Stiftungsrat überwacht die Tätigkeit des Stiftungsvorstandes. Er ist berechtigt, 
dem Stiftungsvorstand Anweisungen zu erteilen. 

2. Der Stiftungsrat stellt auf Vorschlag des Stiftungsvorstandes die Richtlinien für die 
Verwaltung des Stiftungsvermögens und für die Verwendung der Erträgnisse auf. 
Hierbei entscheidet der Stiftungsrat nach freiem Ermessen, in welchem Umfang 
die Erträgnisse für die einzelnen Stiftungszwecke zu verwenden sind . 

3. Der Stiftungsrat kann auf Vorschlag des Vorstands Beiräte einrichten, die der 
Vorbereitung der Entscheidungen der Stiftungsorgane dienen, ohne selbst 
Stiftungsorgane zu sein. Dazu hat der Stiftungsrat eine Geschäftsordnung zu 
erlassen, die Regelungen über die Aufgabe des jeweiligen Beirats, eine etwaige 
Aufwandsentschädigung, sowie Regeln über die Berufung und Abberufung der 
Mitglieder und deren Amtszeiten enthält. 

4. Der Vorsitzende des Stiftungsrates vertritt die Stiftung bei Rechtsgeschäften mit 
dem Stiftungsvorstand oder einzelnen Mitgliedern des Stiftungsvorstandes. 

§7 

1. Die Sitzungen des Stiftungsrates werden vom Vorsitzenden nach Bedarf, 
mindestens aber einmal im Jahr am Sitz der Stiftung einberufen. Die Mitglieder 
des Stiftungsrates sind zu Sitzungen rechtzeitig, mindestens aber zwei Wochen vor 
den Sitzungsterminen unter Angabe der Tagesordnung schriftlich einzuladen. Die 
Schriftform gilt durch Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare 
Übermittlung der Stimmabgabe in elektronischer Form als gewahrt. 



2. Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn er ordnungsgemäß geladen und die 
Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn 
alle betroffenen Mitglieder anwesend sind und keines dieser Mitglieder 
Widerspruch erhebt. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden. 

3. Schriftliche Beschlussfassung ist nur zulässig, wenn kein Mitglied diesem 
Verfahren widerspricht. In diesem Fall ist der Beschluss gefasst, wenn für ihn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder des Stiftungsrates gestimmt haben. Die Schriftform 
gilt durch Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung der 
Stimmabgabe in elektronischer Form als gewahrt. 

4. Über die Sitzungen des Stiftungsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die der 
Vorsitzende zu unterzeichnen hat. 

Stiftungsvorsta nd 

§8 

1. Der Stiftungsvorstand besteht aus zwei Mitgliedern. Sie üben ihre Tätigkeit 
grundsätzlich ehrenamtlich aus und haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen. Auf 
Beschluss des Stiftungsrates kann einem oder beiden Mitgliedern eine der Höhe 
nach angemessene Vergütung gewährt werden, wenn Art und Umfang der 
Tätigkeit dies rechtfertigen, und soweit die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Stiftung es zulassen. Aufgaben und Vergütungen sind in einer schriftlichen 
Vereinbarung festzuhalten . Die Mitglieder des Vorstands haften ausschließlich für 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Sie haben außerdem Anspruch auf Abschluss 
einer D&O-Versicherung. 

2. Die Mitglieder des Stiftungsvorstandes werden vom Stiftungsrat vorbehaltlich 
einer anderweitigen Festlegung der Amtszeit bei der Wahl auf die Dauer von vier 
Jahren gewählt. Sie bleiben auch nach Ablauf ihrer Amtszeit noch so lange im Amt, 
bis die an ihre Stelle tretenden Mitglieder ihr Amt angenommen haben . 

3. Der Stiftungsrat bestellt aus den Mitgliedern einen Vorsitzenden des 
Stiftungsvorstandes. Zum Vorsitzenden kann nur berufen werden, wer aus dem 
Bereich der Wissenschaft kommt. 

4. Der Stiftungsvorstand ist nur beschlussfähig, wenn beide Mitglieder anwesend 
sind. Als anwesend gelten auch alle Mitglieder, die gemäß der festgelegten 
Sitzungsform telefonisch oder per Videoübertragung an der Sitzung teilnehmen. 
Beschlüsse können nur einstimmig gefasst werden. Sollte der Vorstand bei einer 
Beschlussfassung kein Einvernehmen erzielen, gibt bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 



5. Sitzungen können in Präsenz, per Videokonferenz, telefonisch oder in einer 
Mischform stattfinden. Über die Sitzungsform entscheidet der Vorsitzende nach 
seinem Ermessen. Ein Beschluss des Stiftungsvorstands nach § 32 Abs. 2 Satz 2 
BGB ist nicht notwendig. Ein Widerspruchsrecht steht den Mitgliedern des 
Stiftungsvorstands nicht zu. Finden Sitzungen nicht in Präsenz statt, muss bei der 
Ladung angegeben werden, wie die Stiftungsvorstandsmitglieder ihre 
Organrechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können. Die 
Beschlussfassung im schriftlichen Umlaufverfahren ist zulässig, wenn kein Mitglied 
widerspricht. Schriftform gilt durch Telefax, E-Mail oder durch sonstige 
dokumentierbare Übermittlung der Stimmabgabe in elektronischer Form als 
gewahrt. Im schriftlichen Umlaufverfahren nicht abgegebene Stimmen werden als 
Enthaltung gewertet. Für die Ausübung des Widerspruchs und die Stimmabgabe 
ist vom Vorsitzenden eine angemessene Frist zu setzen, nach deren Ablauf die 
Annahme oder Ablehnung festzustellen ist. 

§9 

1. Der Stiftungsvorstand verwaltet das Stiftungsvermögen und verwendet die 
Erträgnisse nach den Richtlinien des Stiftungsrates. 

2. Im Rahmen dieser Richtlinien stellt der Stiftungsvorstand alljährlich rechtzeitig vor 
Beginn des neuen Geschäftsjahres einen Plan über die zu erwartenden Einnahmen 
und Ausgaben der Stiftung auf. Hierbei hat er ausreichende Vorsorge dafür zu 
treffen, dass, soweit dies ohne Beeinträchtigung des Stiftungszwecks möglich ist, 
genügend Mittel angesammelt werden, um die zu erwartenden Bezugsrechte aus 
den zum Grundstockvermögen gehörenden Wertpapieren ausüben zu können 
und um angemessene Rücklagen zu bilden. Der Plan bedarf der Zustimmung des 
Stiftungs rat es. 

3. Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat 
die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. Die Vorstandsmitglieder vertreten die 
Stiftung gemeinschaftlich. Ihnen kann durch Beschluss des Stiftungsrates 
Einzelvertretungsbefugnis gewährt werden. 

Stiftungsvermögen 

§ 10 

1. Das Grundstockvermögen A der Stiftung besteht aus Grundvermögen und 
Kapitalvermögen und setzt sich wie aus der Anlage zum Stiftungsgeschäft 
ersichtlich zusammen. 

2. Das Grundstockvermögen B der Stiftung besteht aus Kapitalvermögen und setzt 
sich wie ebenfalls aus der Anlage zum Stiftungsgeschäft ersichtlich zusammen . 

3. Die Erträgnisse des Stiftungsvermögens und etwaige zum Verbrauch bestimmte 



Zuwendungen dürfen nur unmittelbar für die Zwecke der Stiftung verwendet 
werden. Die Erträgnisse aus dem Grundstockvermögen B dürfen bis zu 90 % 
entsprechend der Anlage zum Stiftungsgeschäft verwendet werden. 

4. Das Grundstockvermögen A und Bist in seinem Wert ungeschmälert zu erhalten. 
Vermögensumschichtungen sind zulässig. Umschichtungsgewinne sind einer 
Umschichtungsrücklage zuzuführen, die zum Ausgleich von 
Umschichtungsverlusten oder zur Erhöhung des Grundstockvermögens aufgelöst 
werden kann. Im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darf mit Beschluss des 
Vorstands die Umschichtungsrücklage ganz oder teilweise auch zur Erfüllung des 
Stiftungszwecks verwandt werden. 

Jahresrechnung 

§11 

1. Das Geschäftsjahr der Stiftung läuft vom 1. Oktober bis zum 30. September des 
folgenden Jahres. 

2. Der Stiftungsvorstand hat innerhalb der ersten sechs Monate des Geschäftsjahres 
eine Einnahmen- und Ausgabenrechnung für das abgelaufene Geschäftsjahr und 
eine Vermögensübersicht zum Ende des abgelaufenen Geschäftsjahres 
aufzustellen und dem Stiftungsrat vorzulegen. Die Vermögensübersicht muss die 
Zu- und Abgänge im Stiftungsvermögen gesondert ausweisen sowie die 
erforderlichen Erläuterungen enthalten. 

3. Die Jahresrechnung muss durch einen Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft werden. Die Prüfung und die 
Bescheinigung mit der Feststellung über das Ergebnis der Prüfung müssen sich 
auch auf die Einhaltung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung, die 
ungeschmälerte Erhaltung des Grundstockvermögens und die 
bestimmungsgemäße Verwendung seiner Erträge und zum Verbrauch bestimmter 
Zuwendungen erstrecken. Die geprüfte Jahresrechnung ist innerhalb der 
gesetzlichen Frist der Stiftungsbehörde vorzulegen. 

4. Nach Eingang der Einnahmen- und Ausgabenrechnung, der Vermögensübersicht 
und des Berichts des Wirtschaftsprüfers entscheidet der Stiftungsrat über die 
Genehmigung der Jahresabrechnung und über die Entlastung der Mitglieder des 
Stiftungsvorstandes. 

Satzungsänderungen 

§12 

1. Die Zulässigkeit von Satzungsänderungen richtet sich nach den gesetzlichen 
Vorschriften. Satzungsänderungen sind darüber hinaus nur zulässig, wenn sie mit 
dem Stifterwillen vereinbar sind. Die satzungsmäßigen Voraussetzungen der 
Steuerbegünstigung dürfen durch eine Satzungsänderung nicht entfallen. Soweit 



sich Satzungsänderungen auf die Steuerbegünstigung der Stiftung auswirken 

können, sind sie der zuständigen Finanzbehörde vorzulegen. 

2. Zusammenlegung, Zulegung und Auflösung der Stiftung richten sich nach den

gesetzlichen Vorschriften.

3. Der Beschluss nach Absatz 1 und nach Absatz 2 bedarf einer Mehrheit von zwei
Dritteln der abgegebenen Stimmen des Stiftungsrats. Er wird erst nach

Genehmigung durch die Stiftungsbehörde wirksam.

Stiftungsaufsicht 

§ 13

Die Stiftung untersteht der Aufsicht der Regierung von Oberbayern. Der 

Stiftungsbehörde sind Änderungen der Anschrift, der Vertretungsberechtigung und 
der Zusammensetzung der Stiftungsorgane sowie eine Aberkennung der 

Gemeinnützigkeit der Stiftung durch das Finanzamt unverzüglich mitzuteilen und 
etwaige Geschäftsordnungen in der jeweils aktuellen Fassung vorzulegen. 

Erlöschen der Stiftung 

§ 14

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Restvermögen der Stiftung gemäß Beschluss des Stiftungsrats an 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte 
Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung der Wissenschaften. 

Inkrafttreten 

§ 15

Die nach der bisherigen Fassung der Satzung erfolgten Berufungen der Mitglieder 

des Stiftungsrates bleiben von der Neufassung unberührt. Diese Neufassung der 
Stiftungssatzung tritt mit Genehmigung durch die Regierung von Oberbayern in 

Kraft. Gleichzeitig tritt die mit Schreiben der Regierung von Oberbayern vom 
02.08.2010 genehmigte Fassung außer Kraft. 

München, den 15. August 2024 




